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Beschreibung

[0001] Die Erfindung betrifft ein Verfahren zur Steue-
rung des Fahrzeugverkehrs in einem definierten Stra-
ßenverkehrsbereich, der eine Anzahl von privaten und
öffentlichen Parkmöglichkeiten aufweist, wobei die
Parkkapazität von öffentlichen Parkmöglichkeiten über-
wacht und angezeigt wird. Die Erfindung betrifft ferner
eine Einrichtung zur Durchführung des Verfahrens.
[0002] Es ist bekannt, in Innenstädten eine gewisse
Steuerung des Fahrzeugverkehrs dadurch vorzuneh-
men, daß die Aufnahmekapazität von Parkhäusern
frühzeitig angezeigt wird, um ein fruchtloses Anfahren
der Parkhäuser zu unterbinden. Hierzu sind die Park-
häuser mit einem Belegungszählsystem ausgestattet,
so daß angezeigt werden kann, wie viele freie Parkplät-
ze in einem Parkhaus noch zur Verfügung stehen oder
daß das Parkhaus generell noch freie Parkplätze auf-
weist und daher mit Aussicht auf Erfolg angefahren wer-
den kann.
[0003] Die Offenlegungsschrift Wo 94/07206 A be-
schreibt ein Zufahrtssystem für z.B. eine "gated com-
munity", die einem definierten Straßenverkehrsbereich
gleichzusetzen ist. Die Fahrzeuge enthalten dabei eine
Kennung ("identification code"), die an einer Zufahrts-
kontrolle durch elektronische Kommunikationsanlagen
abgefragt wird. Desweiteren wird ein System zum Über-
wachen und Verwalten von Parkmöglichkeiten eines
Parkplatzes beschrieben.
[0004] Es ist ferner vorgeschlagen worden, Straßen-
verkehrsbereiche mit einem Zufahrtsberechtigungssy-
stem auszustatten und für die Zufahrtsberechtigung ei-
ne zeitabhängige Gebühr zu verlangen. Hierdurch ist al-
lerdings eine effektive Reduzierung des Verkehrs in ei-
nem Innenstadtbereich nicht realisierbar.
[0005] Die Erfindung geht von der Problemstellung
aus, den Fahrzeugverkehr in einem definierten Stra-
ßenverkehrsbereich, insbesondere in Innenstadtberei-
chen von Großstädten, rationeller zu lenken und ggfs.
zu begrenzen, um unnötige Verkehrsbelastungen in die-
sem Straßenverkehrsbereich möglichst weitgehend zu
vermeiden.
[0006] Ausgehend von dieser Problemstellung ist ein
Verfahren der eingangs erwähnten Art erfindungsge-
mäß dadurch gekennzeichnet, daß in einer Datenbank
die Parkkapazitäten zumindest der öffentlichen Park-
möglichkeiten des Straßenverkehrsbereichs verwaltet
werden, daß eine elektronische Reservierung eines
Parkplatzes für wenigstens die öffentlichen Parkmög-
lichkeiten vorgesehen wird, daß ein im Fahrzeug vor-
handenes, mit elektronischen Kommunikationsanlagen
in dem Straßenverkehrsbereich kommunizierenden
Fahrzeuggerät mit einer Kennung für die vorgenomme-
ne elektronische Reservierung eines Parkplatzes oder
für eine Sonderberechtigung geladen wird und daß eine
Zufahrtskontrolle für den Straßenverkehrsbereich durch
Überprüfung der Kennung für eine vorhandene Reser-
vierung eines Parkplatzes oder eine Sonderberechti-

gung vorgenommen wird.
[0007] Mit dem erfindungsgemäßen Verfahren wird
eine Zufahrtskontrolle für den definierten Straßenver-
kehrsbereich vorgenommen und als Zufahrtskriterium
im wesentlichen die vorherige Reservierung eines Park-
platzes in einer bestimmten Parkmöglichkeit festgelegt.
Unabhängig von einer Reservierung eines Parkplatzes
kann die Zufahrt mit Sonderberechtigungen erfolgen,
beispielsweise zu Privat- und Gewerbegrundstücken
von Anliegern, die private Parkmöglichkeiten beinhal-
ten. Die Zufahrt muß ferner frei sein für Polizei- und Ret-
tungsfahrzeuge, die mit entsprechenden Sonderbe-
rechtigungen versehen sind.
[0008] Der vorliegenden Erfindung liegt die Erkennt-
nis zugrunde, daß ein wesentlicher Teil insbesondere
des Innenstadtverkehrs durch einen Parkplatz suchen-
de Fahrzeuge verursacht wird. Hierdurch entstehen
zahlreiche nutzlose Fahrzeugbewegungen, die erfin-
dungsgemäß vermieden werden, indem das Fahrzeug
nur mit einer erfolgten Parkplatzreservierung in den de-
finierten Straßenverkehrsbereich gelangen kann und
dort ein vorgegebenes Ziel hat, nämlich die mit der Re-
servierung belegte Parkmöglichkeit. Unnötige Fahrwe-
ge innerhalb des definierten Straßenverkehrsbereichs
lassen sich dadurch zumindest erheblich vermindern.
Sind alle Parkmöglichkeiten belegt, ist die Einfahrt in
den definierten Straßenverkehrsbereich ohne Sonder-
berechtigung nicht mehr möglich, so daß auch eine
wirksame Begrenzung des Fahrzeugaufkommens in
dem definierten Straßenverkehrsbereich erfolgt.
[0009] Das Laden der Sonderberechtigung kann vor-
zugsweise durch einen elektronischen Datenträger, ins-
besondere einer Chipkarte, für das Fahrzeuggerät er-
folgen.
[0010] In gleicher Weise kann auch die Reservierung
eines Parkplatzes vorgenommen werden. Zweckmäßig
kann aber auch sein, die Reservierung eines Parkplat-
zes durch die Kommunikation zwischen Fahrzeuggerät
und einer Kommunikationsanlage an dem Straßenver-
kehrsbereich oder außerhalb des Straßenverkehrsbe-
reichs vorzunehmen. Für diesen Fall, aber auch gene-
rell, ist es zweckmäßig, wenn die Kommunikationsanla-
gen des Straßenverkehrsbereichs oder für den Stra-
ßenverkehrsbereich miteinander vernetzt sind, so daß
ein ständiger Datenaustausch zwischen den Kommuni-
kationsanlagen und der Datenbank vorgenommen wird.
[0011] Zusätzlich zu der elektronischen Zufahrtskon-
trolle für den definierten Straßenverkehrsbereich kann
eine elektronische Zufahrtskontrolle an der Einfahrt zu
einer Parkmöglichkeit vorgenommen werden, um si-
cherzustellen, daß auch tatsächlich die reservierte
Parkmöglichkeit wahrgenommen wird. Für den Fall, daß
zwischenzeitlich eine andere als die reservierte Park-
möglichkeit für das betreffende Fahrzeug benutzbar ist,
können die vernetzen Kommunikationsanlagen auch ei-
ne gewisse Flexibilität dadurch ermöglichen, daß an der
Einfahrt zu der nicht reservierten Parkmöglichkeit eine
Umreservierung vorgenommen wird.
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[0012] Es ist ferner möglich, eine weitere Kontrolle an
einer Ausfahrt der betreffenden Parkmöglichkeit und/
oder des Straßenverkehrsbereichs vorzunehmen, bei-
spielsweise um die verbrauchte Parkzeit oder auch die
tatsächliche Inanspruchnahme der reservierten Park-
möglichkeit während des Aufenthalts in dem definierten
Straßenverkehrsbereich zu überprüfen.
[0013] Besonders zweckmäßig ist es, wenn das Fahr-
zeuggerät mit einem Gebührenguthaben bzw. -kredit
geladen wird und wenn Nutzungsund/oder Parkgebüh-
ren durch die Kommunikation des Fahrzeuggeräts mit
einer Kommunikationsanlage elektronisch von dem Ge-
bührenguthaben bzw. -kredit abgezogen werden. Inso-
weit erfüllt das Fahrzeuggerät eine ähnliche Funktion,
wie sie für die elektronische Abbuchung von Straßen-
benutzungsgebühren bereits vorgeschlagen worden ist.
[0014] Zusätzlich zu den genannten Sonderberechti-
gungen für Polizei- bzw. Rettungsfahrzeuge kann es
sinnvoll sein, zeitlich begrenzte Sonderberechtigungen
für die Durchfahrt durch einen definierten Straßenver-
kehrsbereich auszugeben, wobei durch Kontrolle bei
Einfahrt und Ausfahrt aus dem Straßenverkehrsbereich
ermittelt werden kann, ob die vorbestimmte Höchstver-
weildauer in dem Straßenverkehrsbereich, beispiels-
weise zu Besichtigungszwecken, eingehalten worden
ist, da andernfalls eine sehr hohe Gebühr (Verbleibge-
bühr) erhoben wird.
[0015] Die erfindungsgemäße Reservierung eines
Parkplatzes in einer definierten Parkmöglichkeit inner-
halb des definierten Straßenverkehrsbereichs ermög-
licht zugleich die Realisierung einer Verkehrslenkung,
indem durch Auswertung einer Reservierung eines
Parkplatzes oder einer Sonderberechtigung für die Zu-
fahrt zu einer privaten Parkmöglichkeit von Kommuni-
kationsanlagen in dem Straßenverkehrsbereich Fahrt-
richtungshinweise ausgegeben werden. Auf diese Wei-
se gelingt es, Ortsfremden die Zufahrt beispielsweise
zu einem öffentlichen Parkhaus oder einem als Besu-
cher anzusteuernden Firmengelände innerhalb des de-
finierten Straßenverkehrsbereichs durch Fahrtrich-
tungshinweise zu vereinfachen und verkehrsbelasten-
de Irrfahrten zu vermeiden. Die Fahrtrichtungshinweise
können dabei zweckmäßigerweise auf das Fahrzeug-
gerät übertragen und dort ausgegeben werden, sei es
durch Sprachausgabe oder durch leuchtende Fahrtrich-
tungspfeile o.ä.
[0016] Eine Einrichtung zur Durchführung des erfin-
dungsgemäßen Verfahrens weist einen Zentralrechner
zur Verwaltung der Datenbank und eine Vielzahl von
Kommunikationsanlagen an der Grenze des Straßen-
verkehrsbereichs zur Kommunikation mit Fahrzeugge-
räten zum Zwecke der Zufahrtskontrolle auf. Demge-
mäß können die Kommunikationsanlagen mit Zufahrts-
sperren, beispielsweise in Form von Schranken, ver-
bunden sein. die Kommunikationsanlagen sind zweck-
mäßigerweise miteinander und mit dem Zentralrechner
vernetzt.
[0017] Vorzugsweise sind weitere Kommunikations-

anlagen innerhalb des Straßenverkehrsbereichs vorge-
sehen, die zur oben erwähnten Verkehrslenkung aus-
genutzt werden können.
[0018] Kommunikationsanlagen befinden sich ferner
vorzugsweise an Einfahrten und ggfs. Ausfahrten von
Parkmöglichkeiten und können dort mit Einfahr- und
ggfs. Ausfahrsperren verbunden sein.
[0019] Die Erfindung soll im folgenden anhand der
beigefügten Zeichnung näher erläutert werden. Es zei-
gen:

Figur 1 - eine schematische Darstellung eines defi-
nierten Straßenverkehrsbereichs mit einer
Anzahl von Parkmöglichkeiten und einer
Anzahl von Einfahr- und Ausfahrmöglich-
keiten für den Straßenverkehrsbereich

Figur 2 - ein Flußdiagramm für ein Ausführungsbei-
spiel zur Einfahrtskontrolle und Ermittlung
der Verweildauer im Zielbereich

Figur 3 - ein Flußdiagramm für ein Ausführungsbei-
spiel einer Ausfahrtkontrolle.

[0020] In Figur 1 ist ein definierter Straßenverkehrs-
bereich 1 ist schematisch als Kreisfläche dargestellt. In-
nerhalb des Straßenverkehrsbereichs 1 befinden sich n
Parkmöglichkeiten 2, die jeweils eine Einfahrtskontrolle
3 und eine Ausfahrtskontrolle 4 aufweisen.
[0021] Einfahr- und Ausfahrkontrollen 5, 6 befinden
sich ferner an Ein- und Ausfahrten in den und aus dem
Straßenverkehrsbereich 1, wo x Zufahrtsberechti-
gungssysteme installiert sind. Die Zufahrtsbe-rechti-
gungssysteme weisen Kommunikationsanlagen auf,
die mit in den Straßenverkehrsbereich 1 einfahrenden
Fahrzeugen elektronisch kommunizieren. Derartige Sy-
steme sind für die automatische Erfassung von Fahr-
zeugbewegungen zur Abbuchung von Straßenbenut-
zungsgebühren vorbeschrieben und auf Versuchsstrek-
ken erprobt worden. Die Kommunikationsanlagen kön-
nen dabei mit als Transponder ausgeführten Fahrzeug-
geräten kommunizieren.
[0022] Die schematische Darstellung verdeutlicht so-
mit die Zufahrtskontrolle von Fahrzeugen in den defi-
nierten Straßenverkehrsbereich 1 und aus diese her-
aus, wobei als Kriterium für die Zufahrtskontrolle ein re-
servierter Parkplatz in einer definierten Parkmöglichkeit
2 dient. Die Zufahrt zu der von der Reservierung betrof-
fenen Parkmöglichkeit 2 kann gezielt in dem Straßen-
verkehrsbereich 1 erfolgen und ggfs. - wie erwähnt -
durch elektronische Fahrtrichtungshinweise innerhalb
des Straßenverkehrsbereichs 1 erleichtert werden.
[0023] Den Flußdiagrammen gemäß den Figuren 2
und 3 liegt folgendes Prinzip zugrunde:
[0024] Der Verbleib oder Aufenthalt in einem definier-
ten Straßenverkehrsbereich XY soll sehr teuer sein,
wenn der Verbleib oder Aufenthalt länger als eine vor-
bestimmte Höchstverweildauer ist. In diesem Fall soll
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beim Verlassen des Verkehrsbereichs XY eine teure
Verbleibgebühr, beispielsweise durch Abbuchung von
einer Chipkarte, erhoben werden.
[0025] Wird für den Verbleib in dem definierten Stra-
ßenverkehrsbereich XY eine Reservierung für einen
Parkplatz genutzt, wobei die vorbestimmte Höchstver-
weildauer außerhalb des Parkplatzes nicht überschrit-
ten wird, wird beim Verlassen dieses Verkehrsbereiches
XY eine wesentliche günstigere Parkgebühr erhoben.
[0026] Wird für den Verbleib in dem definierten Stra-
ßenverkehrsbereich XY die Reservierung für einen
Parkplatz nicht genutzt und wird die vorbestimmte
Höchstverweildauer überschritten, wird beim Verlassen
dieses Verkehrsbereichs die teure Verbleibgebühr erho-
ben.
[0027] Für den kurzen Aufenthalt, dessen Zeitdauer
kürzer als die vorbestimmte Höchstverweildauer ist,
wird beim Verlassen des Verkehrsbereichs XY unab-
hängig von einer Reservierung eine günstige Durch-
fahrtgebühr erhoben.
[0028] Private oder gewerbliche Anlieger mit einem
privaten Abstellplatz besitzen eine Sondergenehmi-
gung, die jedoch nicht automatisch eine Parkplatzreser-
vierung oder Berechtigung in einem Parkhaus beinhal-
tet. Die Behandlung der Anlieger in einem Verkehrsbe-
reich ist von der Verwaltung festzulegen. Vorteilhaft wä-
re es jedoch, wenn die Anlieger beispielsweise Besu-
cher mit einer die Einfahrt in den Straßenverkehrsbe-
reich XY erlaubenden Chipkarte ausstatten könnten
und der Besucher dann mit einem Leitsystem zum Ziel-
bereich geleitet wird.
[0029] Figur 2 verdeutlicht eine Einfahrtskontrolle in
den Straßenverkehrsbereich XY in einer bevorzugten
Ausführungsform.
[0030] Bei der Einfahrtskontrolle wird zunächst ge-
prüft, ob eine Parkplatzreservierung durch den Ver-
kehrsteilnehmer vorliegt. Diese Parkplatzreservierung
ist kostenpflichtig und wird im allgemeinen im voaus zu
zahlen sein.
[0031] Liegt eine solche Reservierung vor, wird die
Einfahrt erlaubt und ein Parkplatzleitsystem aktiviert,
mit dem der Verkehrsteilnehmer zu seinem reservierten
Parkplatz geleitet wird. Dabei wird der Eintrittszeitpunkt
in den Straßenverkehrsbereich XY registriert. Durch
Einfahrt- und Ausfahrtkontrollen am Parkhaus wird die
Parkzeitdauer registriert.
[0032] Liegt keine bezahlte Parkplatzreservierung
vor, wird bei der Ein-fahrtskontrolle geprüft, ob eine Son-
derberechtigung für den Strassenverkehrsbereich XY
vorliegt, beispielsweise für einen Anlieger oder von ihm
autorisierte Besucher, die auf dem Grundstück des An-
liegers parken können.
[0033] Liegt eine solche Sonderberechtigung vor,
wird die Einfahrt erlaubt und das Verkehrsleitsystem
zum Zielbereich aktiviert. Auch hier wird der Eintrittszeit-
punkt in den Straßenverkehrsbereich XY registriert,
ebenso wie die Verweildauer im Zielbereich.
[0034] Liegt keine Sonderberechtigung als Anlieger

vor, wird nach der Sonderberechtigung für Notfälle ge-
fragt. Diese Sonderberechtigung wird insbesondere für
Krankentransport-, Notarzt-, Polizei- und Feuerwehrwa-
gen vergeben. Mit dieser Sonderberechtigung ist die
Einfahrt möglich. Eine weitere Kontrolle findet nicht
statt.
[0035] Liegt auch eine solche Sonderberechtigung
nicht vor, kann das System dennoch die Einfahrt in den
Straßenverkehrsbereich XY erlauben, und zwar mit
dem Ziel, kurzfristige Durchfahrten durch den Strßaen-
verkehrsbereich XY zu ermöglichen. Hierbei wird der
Eintrittszeitpunkt im Bereich XY registriert. Ist der Stra-
ßenverkehrsbereich XY überlastet, wird das System, d.
h. der Zentralrechner die Durchfahrt nicht erlauben. In
diesem Fall wird ggfs. eine den Straßenverkehrsbereich
XY absperrende Schranke nicht geöffnet oder - wenn
eine Schranke nicht vorhanden ist - die Einfahrt unter-
sagt. Fährt der Verkehrsteilnehmer dennoch in den
Straßenverkehrsbereich XY ein, wird dies als Ord-
nungswidrigkeit geahndet.
[0036] Der in den Straßenverkehrsbereich XY einge-
fahrene Verkehrsteilnehmer kann somit im Straßenver-
kehrsbereich XY fahren, auf einem öffentlichen oder pri-
vaten Parkplatz parken oder nur durchfahren.
[0037] Die Ausfahrtskontrolle hat die Aufgabe, für un-
terschiedliche Nutzungsarten des Straßenverkehrsbe-
reichs XY unterschiedliche Gebühren festzulegen bzw.
gebührenfreie Nutzungen festzustellen.
[0038] Zu unterscheiden ist daher durch die Aus-
fahrtskontrolle, ob eine Sonderberechtigung für den
Straßenverkehrsbereich XY vorliegt, ein Aufenthalt vor-
liegt, der kürzer als die Höchstverweildauer ist und da-
her als Durchfahrt gewertet wird, der Aufenthalt länger
als die Höchstverweildauer gedauert hat und ob in die-
sem Fall eine Parkplatzreservierung in Anspruch ge-
nommen worden ist oder nicht.
[0039] Bei der Ausfahrtskontrolle wird aus dem abge-
speicherten Eintrittszeitpunkt in dem Verkehrsbereich
XY die gesamte Aufenthaltsdauer im Bereich XY be-
stimmt. Hiervon wird die Parkdauer bei einer eventuel-
len Parkplatzreservierung oder die Aufenthaltsdauer im
Zielbereich abgezogen.
[0040] Somit liegt eine Information über eine eventu-
elle Parkzeit und die Gesamt-Aufenthaltsdauer im Stra-
ßenverkehrsbereich XY vor.
[0041] Für Fahrzeuge mit einer Sonderberechtigung
für Notfälle spielen diese Angaben keine Rolle. Sie er-
halten eine freie Ausfahrt.
[0042] Liegt eine solche Sonderberechtigung nicht
vor, wird überprüfgt, ob der Zielbereich bzw. der reser-
vierte Parkplatz genutzt worden ist. Ist dies der Fall, wird
ferner überprüft, ob die Differenz zwischen der gesam-
ten Aufenthaltsdauer im Strassenverkehrsbereich XY
und der Parkzeit, also die Aufenthaltsdauer im Straßen-
verkehrsbereich XY außerhalb der Parkzeit größer als
die Höchstverweildauer ist. Ist dies nicht der Fall, wird
die normale Parkplatzgebühr berechnet. Ist jedoch die
Höchstverweildauer überschritten, wird abhängig von
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der Überschreitung eine erhöhte Parkgebühr erhoben.
[0043] Wurde ein Zielbereich oder ein Parkplatz nicht
genutzt, wird durch Feststellung der Aufenthaltsdauer
im Straßenverkehrsbereich XY und Vergleich mit der
Höchstverweildauer entschieden, ob nur eine Durch-
fahrt stattgefunden hat, die möglicherweise gebühren-
frei ist oder eine geringe Durchfahrtsgebühr verursacht,
oder ob eine unzulässig langer Aufenthalt in dem Stras-
senverkehrsbereich XY stattgefunden hat, der mit ei-
nem "wilden Parken" vergleichbar ist. Ist dies der Fall,
wird eine sehr teure Verbleibgebühr erhoben.
[0044] Es ist ohne weiteres ersichtlich, daß größere
Straßenverkehrsbereiche in mehrere kleinere Ver-
kehrsbereiche unterteilt werden können, so z.B. in ei-
nem Innenstadtbereich mit anliegenden Segmenten,
wobei diese Unterteilung anhand von Hauptverkehrs-
wegen, Zufahrtswegen und Ringstraßen durchgeführt
werden kann. Die Sonderberechtigungen für private
und gewerbliche Anlieger sind dann nur für den betref-
fenden Verkehrsbereich gültig, für die Nachbarbereiche
werden diese Teilnehmer dann wie die übrigen Ver-
kehrsteilnehmer behandelt.
[0045] Der Straßenverkehrsbereich kann prinzipiell
ohne Zufahrtssperren ausgestattet sein. Die Durchset-
zung einer ordnungsgemäßen Nutzung kann ggfs.
durch Ahndung von Ordnungswidrigkeiten, Alarmgeben
oder eine Ausfahrtssperre möglich gemacht werden.
[0046] Selbstverständlich können die erhobenen Ge-
bühren abhängig sein von Tageszeiten, Art der Tage
(Werktage oder Feiertage) usw.
[0047] Das erfindungsgemäße System erlaubt in ein-
facher Weise eine Verkehrslenkung zu den Parkplät-
zen, Parkhäusern und gewerblichen Parkplätzen von
Großfirmen innerhalb des Verkehrsbereichs oder meh-
rerer Verkehrsbereiche einer Großstadt. Hierfür wird an
geeigneten Kreuzungen abhängig vom Ziel eine Rich-
tungsinformation gegeben, die für nicht vernetzte orts-
feste Leiteinrichtungen immer gleich bleibt. Wenn diese
Leiteinrichtungen vernetzt sind, ist eine Umleitung des
Verkehrsstromes, beispielsweise durch Austausch ei-
ner relativ kleinen Richtungstabelle, einfach möglich.
[0048] Die Verkehrsführung führt in die Nähe des
Ziels, wo dann eine möglicherweise vorhandene Be-
schilderung weiterführen kann. Diese Art der Verkehrs-
führung ist einfach zu realisieren, aber dennoch effizi-
ent.

Patentansprüche

1. Verfahren zur Steuerung des Fahrzeugverkehrs in
einem definierten Straßenverkehrsbereich (1), der
eine Anzahl von privaten und öffentlichen Parkmög-
lichkeiten (2) aufweist, wobei die Parkkapazität von
öffentlichen Parkmöglichkeiten (2) überwacht und
angezeigt wird, dadurch gekennzeichnet, daß in
einer Datenbank die Parkkapazitäten zumindest
der öffentlichen Parkmöglichkeiten (2) des Straßen-

verkehrsbereichs (1) verwaltet werden, daß ein im
Fahrzeug vorhandenes, mit elektronischen Kom-
munikationsanlagen in dem Straßenverkehrsbe-
reich (1) kommunizierendes Fahrzeuggerät mit ei-
ner Kennung für eine vorgenommene elektronische
Reservierung eines Parkplatzes oder einer Sonder-
berechtigung geladen wird und daß eine Zufahrts-
kontrolle für den Straßenverkehrsbereich (1) durch
die Überprüfung der Kennung für eine vorhandene
Reservierung eines Parkplatzes oder einer Sonder-
berechtigung vorgenommen wird.

2. Verfahren nach Anspruch 1, dadurch gekenn-
zeichnet, daß das Laden der Sonderberechtigung
mittels eines elektronischen Datenträgers, insbe-
sondere einer Chipkarte, für das Fahrzeuggerät er-
folgt.

3. Verfahren nach Anspruch 1 oder 2, dadurch ge-
kennzeichnet, daß das Laden einer Reservierung
eines Parkplatzes mittels eines elektronischen Da-
tenträgers, insbesondere einer Chipkarte, für das
Fahrzeuggerät erfolgt.

4. Verfahren nach einem der Ansprüche 1 bis 3, da-
durch gekenn-zeichnet, daß ein ständiger Daten-
austausch zwischen den Kommunikationsanlagen
in dem bzw. für den Straßenverkehrsbereich (1)
und der Datenbank vorgenommen wird.

5. Verfahren nach Anspruch 4, dadurch gekenn-
zeichnet, daß das Laden einer Reservierung eines
Parkplatzes durch die Kommunikation zwischen
Fahrzeuggerät und einer Kommunikationsanlage
an dem Straßenverkehrsbereich (1) oder außerhalb
des Straßen-verkehrsbereichs (1) erfolgt.

6. Verfahren nach einem der Ansprüche 1 bis 5, da-
durch gekennzeichnet, daß zusätzlich eine elek-
tronische Zufahrtskontrolle (3) an der Einfahrt zu ei-
ner Parkmöglichkeit (2) vorgenommen wird.

7. Verfahren nach einem der Ansprüche 1 bis 6, da-
durch gekennzeichnet, daß eine weitere Kontrolle
an einer Ausfahrt (4) der betreffenden Parkmöglich-
keit (2) und/oder des Straßenverkehrsbereichs (1)
vorgenommen wird.

8. Verfahren nach einem der Ansprüche 1 bis 7, da-
durch gekennzeichnet, daß das Fahrzeuggerät
mit einem Gebührenguthaben bzw. -kredit geladen
wird und daß Nutzungsund/oder Parkgebühren
durch die Kommunikation des Fahrzeuggeräts mit
einer Kommunikationsanlage elektronisch von dem
Gebührenguthaben bzw. -kredit abgezogen wer-
den.

9. Verfahren nach einem der Ansprüche 1 bis 8, da-
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durch gekennzeichnet, daß durch Auswertung ei-
ner Reservierung eines Parkplatzes oder einer
Sonderberechtigung für die Zufahrt zu einer priva-
ten Parkmöglichkeit von Kommunikationsanlagen
in dem Straßenverkehrsbereich (1) Fahrtrichtungs-
hinweise ausgegeben werden.

10. Verfahren nach Anspruch 9, dadurch gekenn-
zeichnet, daß die Fahrtrichtungshinweise auf das
Fahrzeuggerät übertragen und dort ausgegeben
werden.

11. Einrichtung zur Durchführung des Verfahren nach
einem der Ansprüche 1 bis 10, gekennzeichnete
durch einen Zentralrechner zur Verwaltung der Da-
tenbank und eine Vielzahl von Kommunikationsan-
lagen an der Grenze des Straßenverkehrsbereichs
(1) zur Kommunikation mit Fahrzeuggeräten zum
Zwecke der Zufahrtskontrolle, sowie mit Fahrzeug-
geräten die Mittel für die elektronische Reservie-
rung und Mittel zum Laden der Kennung für die vor-
genommene elektronische Reservierung oder der
Sonderberechtigung aufweisen.

12. Einrichtung nach Anspruch 11, dadurch gekenn-
zeichnet, daß mit den Kommunikationsanlagen
Zufahrtssperren verbunden sind.

13. Einrichtung nach Anspruch 11 oder 12, gekenn-
zeichnet durch weitere Kommunikationsanlagen
innerhalb des Straßenverkehrsbereichs (1).

14. Einrichtung nach einem der Ansprüche 11 bis 13,
gekennzeichnet durch Kommunikationsanlagen
an Einfahrten und ggfs. Aus-fahrten von Parkmög-
lichkeiten (2).

15. Einrichtung nach Anspruch 14, dadurch gekenn-
zeichnet, daß mit den Kommunikationsanlagen
Einfahr- und ggfs. Ausfahrsperren verbunden sind.

16. Einrichtung nach einem der Ansprüche 11 bis 15,
dadurch gekennzeichnet, daß die Kommunikati-
onsanlagen miteinander und mit dem Zentralrech-
ner vernetzt sind.

Claims

1. Method for controlling the traffic in a defined road
traffic area (1) which has a number of private and
public parking facilities (2), the parking capacity of
public parking facilities (2) being monitored and dis-
played, characterized in that the parking capaci-
ties of at least the public parking facilities (2) of the
road traffic area (1) are administered in a database,
in that a vehicle unit which is present in the vehicle
and communicates with electronic communications

systems in the road traffic area (1) is loaded with an
identifier for a performed electronic reservation of a
parking space or with a special authorization and in
that an access control for the road traffic area (1)
is performed by checking the identifier for the pres-
ence of a reservation of a parking space or a special
authorization.

2. Method according to Claim 1, characterized in that
the special authorization is loaded by means of an
electronic data carrier, in particular a chip card, for
the vehicle unit.

3. Method according to Claim 1 or 2, characterized
in that a reservation of a parking space is loaded
by means of an electronic data carrier, in particular
a chip card, for the vehicle unit.

4. Method according to one of Claims 1 to 3, charac-
terized in that a continuous exchange of data is
performed between the communications systems in
the, or for the, road traffic area (1) and the database.

5. Method according to Claim 4, characterized in that
a reservation of a parking space is loaded by the
communication between the vehicle unit and a com-
munications system at the road traffic area (1) or
outside the road traffic area (1).

6. Method according to one of Claims 1 to 5, charac-
terized in that an electronic access control (3) is
additionally performed at the entrance to a parking
facility (2).

7. Method according to one of Claims 1 to 6, charac-
terized in that a further control is performed at an
exit (4) of the respective parking facility (2) and/or
of the road traffic area (1).

8. Method according to one of Claims 1 to 7, charac-
terized in that the vehicle unit is loaded with a fee
credit, and in that use fees and/or parking fees are
debited electronically from the fee credit by means
of the communication of the vehicle unit with a com-
munications system.

9. Method according to one of Claims 1 to 8, charac-
terized in that driving direction instructions are out-
put by communications systems in the road traffic
area (1) by evaluation of a reservation of a parking
space or of a special authorization for the entry to
a private parking facility.

10. Method according to Claim 9, characterized in that
the driving direction instructions are transmitted to
the vehicle unit and output there.

11. Device for carrying out the method according to one
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of Claims 1 to 10, characterized by a central com-
puter for administering the database and a multiplic-
ity of communications systems at the boundary of
the road traffic area (1) for communicating with ve-
hicle units for the purpose of entry control, and hav-
ing vehicle units which have electronic reservation
means and means for loading the identifier for the
performed electronic reservation or the special au-
thorization.

12. Device according to Claim 11, characterized in
that entry barriers are connected to the communi-
cations systems.

13. Device according to Claim 11 or 12, characterized
by further communications systems within the road
traffic area (1).

14. Device according to one of Claims 11 to 13, char-
acterized by communications systems at entries
and if appropriate exits of parking facilities (2).

15. Device according to Claim 14, characterized in
that entry and if appropriate exit barriers are con-
nected to the communications systems.

16. Device according to one of Claims 11 to 15, char-
acterized in that the communications systems are
networked to one another and to the central com-
puter.

Revendications

1. Procédé de commande de la circulation de véhicu-
les dans une zone de circulation routière (1) définie,
ayant un certain nombre d'emplacements de par-
kings privés et publics (2), la capacité de parkings
des emplacements publics (2) étant surveillée et af-
fichée,
caractérisé en ce que
dans une banque de données, on gère la capacité
d'emplacements au moins des possibilités de par-
kings publics (2) de la zone de circulation routière
(1),
un appareil présent dans le véhicule, communi-
quant avec des installations de communication
électroniques dans la zone de circulation (1), est
chargé avec une caractéristique pour une réserva-
tion électronique effectuée d'un emplacement de
parking ou d'une autorisation spéciale, et
on effectue un contrôle d'accès dans la zone de cir-
culation (1) par un contrôle de la caractéristique
d'une réservation d'un emplacement de parking ou
d'une autorisation spéciale.

2. Procédé selon la revendication 1,
caractérisé en ce que

le chargement de l'autorisation spéciale dans l'ap-
pareil du véhicule se fait à l'aide d'un support de
données électronique, notamment d'une carte à pu-
ce.

3. Procédé selon la revendication 1 ou 2,
caractérisé en ce que
le chargement d'une réservation d'un emplacement
de parking dans l'appareil du véhicule se fait à l'aide
d'un support de données électronique, notamment
d'une carte à puce.

4. Procédé selon l'une quelconque des revendications
1 à 3,
caractérisé en ce qu'
on effectue un échange permanent de données en-
tre les installations de communication dans ou pour
la zone de circulation routière (1) et la banque de
données.

5. Procédé selon la revendication 4,
caractérisé en ce que
le chargement d'une réservation d'un emplacement
de parking se fait par la communication entre l'ap-
pareil du véhicule et une installation de communi-
cation de la zone de circulation routière (1) ou en
dehors de la zone de circulation routière (1).

6. Procédé selon l'une quelconque des revendications
1 à 5,
caractérisé en ce qu'
on effectue en plus un contrôle électronique d'accès
(3) à l'entrée d'une possibilité de parking (2).

7. Procédé selon l'une quelconque des revendications
1 à 6,
caractérisé en ce qu'
on effectue un autre contrôle à la sortie (4) de la
possibilité de parking concernée (2) et/ou de la zo-
ne de circulation routière (1).

8. Procédé selon l'une quelconque des revendications
1 à 7,
caractérisé en ce qu'
on charge l'appareil du véhicule avec un avoir de
taxe ou un crédit, et par la communication entre l'ap-
pareil du véhicule et une installation de communi-
cation, les taxes d'utilisation et/ou les péages de
parking sont électroniquement retranchés de l'avoir
ou du crédit en péage.

9. Procédé selon l'une quelconque des revendications
1 à 8,
caractérisé en ce que
par l'exploitation d'une réservation d'un emplace-
ment de parking ou d'une autorisation spéciale
d'accès à une possibilité de parking privé, les ins-
tallations de communication dans la zone de circu-
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lation (1) émettent des indications de direction de
circulation.

10. Procédé selon la revendication 9,
caractérisé en ce que
les indications de direction de circulation sont trans-
mises ou émises vers l'appareil du véhicule.

11. Installation pour la mise en oeuvre du procédé se-
lon l'une quelconque des revendications 1 à 10,
caractérisée par
un calculateur central pour gérer la banque de don-
nées et un ensemble d'installations de communica-
tion à la frontière de la zone de circulation routière
(1) pour communiquer avec les appareils des véhi-
cules et en contrôler l'accès, ainsi que des appareils
de véhicules comportant des moyens pour la réser-
vation électronique et des moyens pour charger la
caractéristique de réservation électronique effec-
tuée ou de l'autorisation spéciale.

12. Installation selon la revendication 11,
caractérisée en ce que
les interdictions d'accès sont liées aux installations
de communication.

13. Installation selon les revendications 11 ou 12,
caractérisée par
d'autres installations de communication à l'intérieur
de la zone de circulation (1).

14. Installation selon l'une quelconque des revendica-
tions 11 à 13,
caractérisée par
des installations de communication aux entrées et
le cas échéant aux sorties de possibilité de parking
(2).

15. Installation selon la revendication 14,
caractérisée en ce que
des interdictions d'entrée et le cas échéant de sortie
sont associées aux installations de communication.

16. Installation selon l'une quelconque des revendica-
tions 11 à 15,
caractérisée en ce que
les installations de communication sont réunies les
unes aux autres et au calculateur central par un ré-
seau.
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